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Das Abstimmungsergebnis zu den So-
zialhilfevorlagen sei für ihn die Über-
raschung des Tages, sagte Regierungs-
rat Mario Fehr. Und in der Tat, mit so 
einem deutlichen Resultat hatte wohl 
kaum jemand gerechnet: 61,39 Pro-
zent sagten Ja zur Revision des Sozial-
hilfegesetzes, nur 38,34 Prozent befür-
worteten den Gegenvorschlag, der die 
Unterstellung vorläufig Aufgenomme-
ner unter das Regime der Sozialhil-
fe verhindern wollte. Der Gegenvor-
schlag war von der SVP in Form des 
konstruktiven Referendums auf den 
Weg gebracht worden, Grünliberale 
und EDU hatten ihn unterstützt.

Man habe es wohl nicht geschafft, 
im nötigen Umfang zu mobilisie-
ren, meint am Sonntagnachmittag im 
Abstimmungszentrum Walcheturm 
selbstkritisch SVP-Parteipräsident Al-
fred Heer. Erfreulich sei immerhin die 
Neuregelung des Informationsaustau-

sches zwischen Behörden und Amts-
stellen bei der Beurteilung von Gesu-
chen um Sozialhilfe. Den Anstoss dazu 
habe ein Vorstoss der SVP gegeben.

«Bespitzelungsaspekt»
Wobei dieser Teil der Vorlage kaum 
bestritten war. Von den Parteien hat-
te lediglich die AL Nein dazu gesagt. 
Dabei geht die neue Regelung – da-
für, dass hier bisher gar nichts gere-
gelt war – recht weit. So haben künftig 
etwa auch Mitbewohner und ein allfäl-
liger Arbeitgeber den Sozialbehörden 
Auskünfte zu erteilen. Kantonsrätin 
Julia Gerber Rüegg (SP, Wädenswil) 
spricht in ihrer Funktion als Gewerk-
schaftspräsidentin von einem «Be-
spitzelungsaspekt» in der Gesetzesre-
vision. Man werde genau beobachten 
müssen, wie sich die Praxis entwickle.

Wenn nun die Behörden unterein-
ander nicht nur Daten austauschen 
dürfen, sondern teils auch müssen, 
und zudem einander zwingend auf 

Verdachtsfälle hinweisen müssen – ist 
da ab Inkraftsetzung des revidierten 
Gesetzes mit der Aufdeckung einer 
grösseren Zahl an Missbrauchsfällen 
zu rechnen? Der in der Sache zustän-
dige Sicherheitsdirektor Mario Fehr 
(SP) glaubt das nicht. Er verweist dar- 
auf, dass die Revision in etwa jener 
Regelung entspreche, die in der Stadt 
Zürich bereits heute gilt, nachdem die-
se vor einigen Jahren mit einer Serie 
von Missbrauchsfällen in der Sozial-
hilfe Schlagzeilen machte und reagie-
ren musste. Es gehe vor allem darum, 
so Fehr, die Sozialhilfeorgane in den 
Städten und Gemeinden mit einer ge-
setzlichen Grundlage auszustatten und 
somit für Rechtssicherheit zu sorgen.

«Eine spannende Aufgabe»
Fehr ist seit Mai im Amt. Die nun er-
folgreich an der Urne durchgebrachte 
Revision stammt noch aus der Küche 
seines Vorgängers Hans Hollenstein 
(CVP), wie CVP-Präsidentin Nicole 
Barandun festhalten kann. FDP-Prä-
sident Beat Walti freut sich, dass vor-
läufig Aufgenommene via Sozialhilfe 
künftig nicht nur unterstützt, sondern 
gemäss freisinniger Devise auch ge-
fördert und gefordert werden kön-

nen. EVP-Kantonsrätin Ruth Kleiber 
(Winterthur) sagt: «Das Volk bejaht 
die Integration der ausländischen Ein-
wohnerschaft mit klaren Auflagen.»

Vorläufig Aufgenommene sind Per-
sonen, deren Asylgesuch abgelehnt 
wurde, die aber zurzeit nicht zurück-
geschickt werden können. Fehr weist 
darauf hin, dass es um lediglich rund 
4000 Personen im Kanton Zürich geht. 
Das Bundesrecht legt seit Kurzem fest, 
dass vorläufig Aufgenommene zu inte-
grieren sind und auch arbeiten dürfen 
und sollen. Fehr legt dar, dass in die-
ser Gruppe heute 42 Prozent der er-
werbsfähigen Personen arbeiten. Die 
Zahl gelte es nun, schnell zu erhöhen.  
Fehr: «eine spannende Aufgabe».

Klare Regeln für die Sozialhilfe
Zürich. Deutliches Votum der Stimmbürger: Bei Antragstellern  
auf Sozialhilfe dürfen die Behörden genauer nachfragen; auch vor-
läufig Aufgenommene erhalten Sozialhilfe. Die Gesetzesrevision  
wurde so klar bejaht, wie der Gegenvorschlag abgelehnt wurde.

Sozialhilfegesetz:
Ja: 61,39 Prozent
Nein: 38,61 Prozent

Gegenvorschlag:
Ja: 38,34 Prozent
Nein: 61,66 Prozent
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Das Stimmvolk  
hat Vertrauen
Behörden und Amtsstellen �sollen 
und dürfen künftig ihre Informatio-
nen austauschen, wenn es um die Ge-
währung von Sozialhilfe geht. Das 
tun sie teils bereits heute. In der Praxis 
können aber Fragen zur Rechtmässig-
keit auftauchen, etwa bezüglich 
Datenschutz. Mit derlei Unsicherhei-
ten kann so oder so umgegangen wer-
den, die Folge ist ein uneinheitlicher 
Vollzug. Mit Inkraftsetzung der ges-
tern gutgeheissenen Gesetzesrevision 
wird in allen Gemeinden des Kantons 
wieder klar sein, was Sache ist. Die 
bisherige Regelung, die im Wesentli-
chen darin besteht, für den Antragstel-
ler eine umfassende Auskunftspflicht 
festzuhalten, wird durch eine Aufzäh-
lung von Informationsrechten und  
-pflichten ersetzt. Darin eingeschlos-
sen sind nicht nur Amtsstellen, son-
dern auch Drittpersonen wie Mitbe-
wohner des Bedürftigen.

Das ist eine Verschärfung �des heuti-
gen Regimes. Ob dies auch für den 
zweiten Teil der Revision gilt, ist we-
niger klar. Demnach erhalten auch 
vorläufig Aufgenommene Sozialhilfe. 
Mit den hier weiter gehenden Förder-
möglichkeiten soll die Integration die-
ser Menschen unterstützt werden. 
Dazu soll auch die nur in der Sozial-
hilfe vorgesehene Möglichkeit der 
Sanktion beitragen. Für grössere Fa-
milien stellt das neue Regime insofern 
eine Verschärfung dar, als sie weniger 
Geld erhalten. Es ist gewollt. Viele 
vorläufig Aufgenommene sind Fami-
lien, und heute ist der Anreiz zur Er-
werbstätigkeit für das Oberhaupt 
einer kinderreichen Familie klein. 
Einzelpersonen indes erhalten künftig 
doppelt so viel wie heute – bei einem 
maximalen Sanktionsabzug von  
15 Prozent. Das klare Ja an der Urne 
stellt einen Vertrauensvorschuss an 
die Behörden dar, dass hier nicht ein 
Problem gelöst wird, indem ein neues 
angebahnt wird.

Kein Rütteln an der 
5-Prozent-Hürde

Zürich. Die Einzelinitiative für eine 
tiefere Sperrklausel bei Wahlen lehn-
ten die Stadtzürcher mit einem Nein-
Stimmen-Anteil von 64,9 Prozent ab. 
Damit bleibt die Sperrklausel bei den 
Gemeinderatswahlen bei fünf Prozent 
und wird nicht auf zwei Prozent ge-
senkt. Die Sperrklausel besagt, dass 
eine Partei nur dann bei der Sitzvertei-
lung berücksichtigt wird, wenn sie in 
mindestens einem Wahlkreis mindes-
tens fünf Prozent Wähler erreicht. So  
soll eine allzu grosse Zersplitterung im 
Parlament sowie der Einzug von «Jux-
parteien» verhindert werden. �(sda)

30 Millionen für 
günstiges Wohnen

Zürich. Die Stadtzürcher Stimmbe-
rechtigten haben am Sonntag den Kre-
dit von 30 Millionen Franken für den 
städtischen Wohnungsbau deutlich an-
genommen. 81,1 Prozent sagten Ja zur 
«Wohnbauaktion 2011». 48 667 Perso-
nen stimmten für die Vorlage, 11 350 
waren dagegen. Die Stimmbeteiligung 
lag bei 28,5 Prozent.

Mit dem Rahmenkredit von 30 Mil-
lionen Franken will der Stadtrat den 
Genossenschaftsbau fördern und das 
Geld für kommunalen Wohnungsbau 
einsetzen. Mit der «Wohnbauaktion 
2011» können bei heutigem Stand des 
Referenzzinssatzes 300 4,5-Zimmer-
Wohnungen monatlich um 230 Fran-
ken verbilligt werden. Gegen das Vor-
haben kämpfte alleine die SVP. �(sda)

Zürich. Der motorisierte 
Individualverkehr muss in 
Zürich in zehn Jahren um zehn 
Prozentpunkte abnehmen.  
Das sei «unrealistisch», sagt die 
grüne Stadträtin Ruth Genner.

Matthias Scharrer

Die Weichen in der Stadtzürcher Ver-
kehrspolitik sind seit gestern noch kla-
rer in Richtung Umweltschutz gestellt, 
als es der rot-grün dominierte Stadtrat 
und das Stadtparlament wollten. Der 
Grund: Die Stimmberechtigten haben 
die von der Umweltorganisation Um-
verkehr lancierte Städte-Initiative ges-
tern mit einer hauchdünnen Mehrheit 
angenommen.

Entscheidend war die Stichfrage, 
nachdem die Volksinitiative knapp und 
der Gegenvorschlag deutlich das abso-
lute Mehr erreichte. In der Stichfrage 
erhielt die Volksinitiative von Um-
verkehr jedoch 50,6 Prozent der Stim-
men, der von Parlament und Stadtrat 

gutgeheissene Gegenvorschlag kam 
auf 49,4 Prozent. Eine Differenz von 
639 Stimmen gab am Ende den Aus-
schlag zugunsten der Städte-Initiative, 
wobei gut 8000 Stimmberechtigte die 
Stichfrage offen liessen.

Die Folge: Der Anteil des öffent-
lichen sowie des Fuss- und Velover-
kehrs muss in Zürich innert zehn Jah-
ren um zehn Prozentpunkte steigen. 
Entsprechend hat der Anteil des mo-
torisierten Individualverkehrs von zu-
letzt 36 auf 26 Prozent zu sinken.

«Stadt braucht mehr Mut»
Diese fixe Zielvorgabe ist aus Sicht der 
Zürcher Stadtregierung mit den städti-
schen Kompetenzen «nicht realisier-
bar», bekräftigte Stadträtin Ruth Gen-
ner (Grüne) gestern vor den Medien. 
Für einen entsprechenden Umbau des 
Stadtzürcher Verkehrsregimes müsse 
nämlich bei den grossen Strassen an-

gesetzt werden. Und für diese ist der 
bürgerlich dominierte Kanton Zürich 
zuständig.

«Die Stadt muss gegenüber dem 
Kanton mutiger werden und klare 
Forderungen stellen», meinte dagegen 
Umverkehr-Geschäftsführer Thomas 
Stahel. Grosses Potenzial sieht er beim 
Ausbau des Veloweg-Netzes. Zudem 
müsse beim Bau neuer Tramlinien 
durch flankierende Massnahmen wie 
bei der Zürcher Westumfahrung der 
Autoverkehr eingeschränkt werden. 
Neue Wohngebiete – etwa im Boom-

quartier Zürich-Affoltern – müssten 
laut Stahel ins Tramnetz eingebunden 
werden. Strassenneubauprojekte wie 
der Waidhaldetunnel seien nun «vom 
Tisch».

Das Abstimmungsresultat ist für 
Stahel «ein weiterer Höhepunkt auf 
dem Siegeszug der Städte-Initiative.» 
Ähnliche Initiativen wurden in St.Gal-
len und Genf angenommen. In Luzern, 
Basel und Winterthur kamen unter 
dem Druck der Umverkehr-Städte-
Initiativen abgeschwächte Gegenvor-
schläge zum Durchbruch. «Jetzt haben 

wir erstmals gegen einen Gegenvor-
schlag gewonnen», freute sich Stahel. 
Sein Fazit: «Die Bevölkerung in den 
Städten wünscht, dass die Prioritäten 
nicht beim Auto liegen.»

Stadträtin Genner betonte, dass 
dies seit Jahren der Verkehrspolitik 
des Zürcher Stadtrats entspreche. Nur 
die 10-Prozent-Klausel sei innert zehn 
Jahren nicht realisierbar, weshalb sie 
im Gegenvorschlag fehlte. SVP-Frak-
tionschef Mauro Tuena meinte nach 
dem Ja zur Städte-Initiative: «Das Ge-
werbe wird leiden.»

Weniger Raum für Auto und Töff

Nur noch 26 Prozent motorisierter Verkehr: Der Stadtrat glaubt nicht, dass er diesen Volksauftrag umsetzen kann. �Bild: key

««Ein weiterer 
Höhepunkt auf 

dem Siegeszug der 
Städte-Initiative»

Thomas Stahel, Geschäftsleiter Umverkehr
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